
Schüsse zwingen, sich- mit jedem auftretenden Konfiikts- 
fall besonders zu befassen und darüber zu entscheiden. 
Damit begänne eine unzulässige Reglementierung, und 
das würde zwangsläufig eine Hemmung der Initiative 
und Entwicklung dieser gesellschaftlichen Organe zur 
Folge haben.
Das Prinzip der Prozeßvoraussetzung könnte funktio­
nieren, solange der Käufer an seinem Wohnort oder in 
seinem Wohnbezirk in dem Geschäft kauft, in dem er 
bekannt ist und zu dessen Verkaufsstellenbeirat und 
-ausschuß er in Beziehung steht.
Tatsächlich vorhandene Bestrebungen, die Vorentschei­
dung der gesellschaflichen Organe als notwendige 
Prozeßvoraussetzung zu betrachten, gehen aber auch 
in anderer Beziehung fehl.
Der Weg zum Gericht, zu einem sozialistischen Staats­
organ, zu dem der Bürger ein immer engeres Verhält­
nis und immer mehr Vertrauen gewinnt, wird ihm hier 
in unverständlicher Weise mit Hindernissen versehen. 
Warum soll dem Bürger, der aus irgendeinem sachlichen 
oder persönlichen Grunde den ihm bekannten oder nicht 
bekannten Verkaufsstellenbeirat oder -ausschuß nicht 
anrufen will, verwehrt sein, sich unmittelbar an sein 
Gericht zu wenden, dessen Richter ihm durch die öffent­
liche Wahl und das öffentliche Auftreten bekannt sind 
und zu dessen Entscheidung er volles Vertrauen hat?
Es ist eine allgemeine Gesetzmäßigkeit, daß immer 
mehr staatliche Funktionen auf gesellschaftliche Organe 
übertragen werden. Die Wahl der Formen und Me­

thoden muß aber so erfolgen; daß durch die Übertra­
gung der Funktionen sowohl die gesamtgesellschaft­
lichen Interessen als auch die Interessen und Rechte 
der einzelnen Bürger in gleicher und besserer Weise 
als zuvor gewahrt werden. Das wäre bei dieser Methode 
der Schaffung zusätzlicher formeller Prozeßvorausset­
zungen im Kaufrecht nicht der Fall.
Diese Ansicht wurde übrigens in Beratungen mit zahl­
reichen Praktikern fast ausnahmslos unterstützt.
Die Einbeziehung der gesellschaftlichen Organe in die 
gerichtliche Tätigkeit sollte statt dessen in der Weise 
erfolgen, daß dem Gericht die Verantwortung dafür 
auferlegt wird, grundsätzlich Vertreter dieser gesell­
schaftlichen Organe zur Verhandlung hinzuzuziehen und 
ihnen Gelegenheit zu geben, bei der Verhandlung in 
geeigneter Weise mitzuwirken.
Deshalb sollte auch die vordem genannte Bestimmung 
durch folgenden Grundsatz ergänzt werden:

Im Falle gerichtlicher Geltendmachung der Ansprüche 
sollen Vertreter dieser Organe zur Verhandlung hin­
zugezogen werden.

Auf diese Weise wird eine Reglementierung der Arbeit 
der Verkaufsstellenausschüsse und -beiräte vermieden, 
und gleichzeitig zeigt das Gesetz den Mitarbeitern des 
Handels, den Käufern, den gesellschaftlichen Organen 
und dem Gericht den Weg, ip eigener Verantwortung 
und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der je­
weiligen Situation die richtigen Formen der weiteren 
Entwicklung der sozialistischen Demokratie zu finden.
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Die Sicherheit in Europa und die deutsche Frage
Bericht über eine internationale wissenschaftliche Konferenz

Vom 23. bis 27. Mai 1961 fand in Prag eine bedeutsame 
internationale wissenschaftliche Konferenz über Pro­
bleme der europäischen Sicherheit und die Gefahr des 
westdeutschen Militarismus statt. Einberufer waren das 
tschechoslowakische Institut für internationale Politik 
und Wirtschaft (UMPE) und die Redaktion der Zeit­
schrift „Mezinärodnik Politika“. Die Konferenz wurde 
weiterhin getragen vom sowjetischen Institut für Welt­
wirtschaft und internationale Beziehungen (IMEMO) 
sowie der Zeitschrift „Meshdunarodnaja Shisn“, dem 
polnischen Institut für internationale Beziehungen 
(PISM) und der Zeitschrift „Sprawy miedzynarodowe“ 
sowie dem Deutschen Institut für Zeitgeschichte (DIZ) 
und der Zeitschrift „Deutsche Außenpolitik“. Die 
Direktoren der vier Institute hielten die Hauptreferate 
und leiteten die Sitzungen der Konferenz, auf denen 
29 Wissenschaftler aus zehn europäischen Ländern das 
Wort ergriffen. Die Bedeutung der Konferenz wurde 
durch die Tatsache unterstrichen, daß der Eröffnung der 
Konferenz der Sekretär des Zentralkomitees der KPC 
K o u c k y, die stellvertretenden Außenminister der 
CSSR Dr. H ä j e k und K1 i c k a sowie andere nam­
hafte Vertreter der tschechoslowakischen Öffentlichkeit 
und der Presse beiwohnten, ebenso die Botschafter der 
UdSSR, Rumäniens und andere Mitglieder des Diplo­
matischen Korps.
So reizvoll es wäre, einen ausführlichen Gesamtüber­
blick über die Beratung zu geben, in der die Wege zum 
friedlichen Wettstreit der europäischen Völker und die 
Ursachen der Gefährdung der europäischen Sicherheit

durch den westdeutschen Imperialismus und Militaris­
mus analysiert wurden — der Charakter dieser Zeit­
schrift und der zur Verfügung stehende Raum zwingen 
zu einer Beschränkung auf die Wiedergabe des In­
halts der unter dem Gesichtspunkt des Völkerrechts 
bedeutsamen Diskussionsbeiträge.1 '
Der erste Arbeitstag war den Fragen de^feurdfiäischen 
Sicherheit und der atomaren Aufrüstung' in der 
Bundesrepublik gewidmet. Prof. A r z u m a n j a n ,  
Korrespondierendes Mitglied der Akademie der Wissen­
schaften der UdSSR, wies in seinem Referat nach, daß 
der Übergang zur faktischen Ausrüstung der Bundes­
republik mit den gefährlichsten Massenvernichtungs­
mitteln aus ihr den Brennpunkt der Kriegsgefahr in 
Europa macht, insbesondere auch der Gefahr für die 
Westmächte, in einen Weltkrieg hineingezogen zu wer­
den. Der Referent zeigte im einzelnen, daß der ameri­
kanische Imperialismus zwar die international be­
stimmende Kraft innerhalb des kapitalistischen Lagers 
ist, daß aber dennoch die westdeutschen Militaristen 
unter seiner Oberherrschaft dazu übergegangen sind, 
die NATO für ihre eigenen revanchistischen Ziele aus­
zunutzen. Arzumanjan unterstrich die Notwendigkeit 
eines Friedensvertrages mit Deutschland und die Dring­
lichkeit der Lösung des Westberlinproblems zur Aus-

1 Die Konferenz beschloß, möglichst bald das Protokoll ln 
mehreren Sprachen herauszugeben. Das gesamte Material 
wird dann eine breite wissenschaftliche Diskussion über die 
Im vorliegenden Bericht nur skizzierten Probleme ermög­
lichen.
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